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KOMMENTAR 

Das WIFO und die 
Energiesteuer: 

Perpetuum Mobile in 
Sicht? 

THOMAS RITT 

Die im Mai veröffentlichte Studie 
des Österreichischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (1) ,  in der die 
Auswirkungen einer Energiebesteue­
rung berechnet wurden, hat in den 
Medien ihren Niederschlag gefunden. 

Gerald Stoiber in den Salzburger 
Nachrichten: "In Österreich wurde ge­
gen eine Ökosteuer der fehlende inter­
nationale Gleichklang ins Treffen ge­
führt. Wirtschaftsforscher räumen da­
mit auf. " 

Im Standard findet sich zum Thema 
"Alleingang" noch eine Steigerung: 
"Kräftige Energiesteuer auch bei 
österreichischem Alleingang gut ver­
kraftbar" . Da will auch Die Presse 
nicht zurückstehen und setzt mit 
"Energiesteuer-Solo ist wirtschaftlich 
sinnvoll" kräftig nach. 

"Die Studie belegte für Österreich 
das, was international bereits wissen­
schaftlich erwiesen ist: Eine klug kon­
struierte Ökosteuer bremst das Wirt­
schaftswachstum nicht ab, sondern 
fördert es durch einen Investitions­
und Technologieschub nachhaltig. Sie 
gefährdet nicht Arbeitsplätze, sondern 
schafft neue; sie senkt nicht notwendi­
gerweise die Staatseinnahmen, son­
dern kann auch zum Abbau des 
Budgetdefizits beitragen. Eine steuer-

politische Wunderwaffe war gefun­
den." 

Das glaubt zumindest Klaus Grubel­
nik im profil nach der Lektüre der 
WIFO-Studie. 

Ob dieser naive Wunderwaffenglau­
be in verkürzter Recherche eines Wirt­
schaftsjournalisten zu suchen ist oder 
ob die WIFO-Studie tatsächlich so er­
staunliche Ergebnisse liefert, ist leicht 
festzustellen: 

Beides trifft zu. Einerseits hat der 
Wunderwaffenentdecker vom profil 
nur die für eine Energiesteuer am gün­
stigsten ausgefallene WIFO-Berech­
nung (von den acht berechneten Ener­
giesteuervarianten zeigen nur zwei ge­
ringe positive Effekte) zitiert, anderer­
seits kommt das WIFO zu doch sehr 
ungewöhnlichen Entdeckungen. 

Die Ergebnisse der WIFO-Berech­
nungen sind ja wirklich sensationell: 
Sogar eine relativ hohe Energiesteuer, 
deren Ertrag innerhalb von fünf Jah­
ren von 12 auf 49 Milliarden steigt, ha­
be auch bei einem Österreichischen Al­
leingang sehr geringe negative Aus­
wirkungen auf die Industrie. Sogar die 
energieintensiven Branchen wie Stahl, 
Papier und Chemie, sind nur wenig 
betroffen, obwohl die vorgesehenen 
Ausnahmen nur geringfügig und befri­
stet sind und obwohl die Kompensati­
on durch die Senkung der Lohnneben­
kosten diese gleichzeitig kapitalinten­
siven Branchen wenig entlastet. 

Waren alle Diskussionen der letzten 
Jahre umsonst, alle Befürchtungen in 
energieintensiven Bereichen, die auch 
im internationalen Wettbewerb ste­
hen, an Konkurrenzfähigkeit zu ver­
lieren, nur Theaterdonnner und ver­
gossene Krokodilstränen? 

Die Diskussionen der letzten Jahre 
hatten schon ihre Berechtigung. Die 
sensationellen WIFO-Ergebnisse haben 
ihre Ursache darin, daß auch umfang-
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reiche und mathematisch genaue Be­
rechnungen dann falsche Ergebnisse lie­
fern, wenn die zugrundeliegenden An­
nahmen nicht der Realität entsprechen. 

Das WIFO geht für seine Input-Out­
put-Analyse von einer Vollüberwäl­
zung der Kostenerhöhung durch die 
Energiesteuer aus. Allein durch diese 
Annahme, die völlig der wirtschaftli­
chen Realität widerspricht, wird der 
Alleingang bei einer hohen Energie­
steuer so unproblematisch. Die An­
nahme besagt, daß die Betriebe die 
Energiesteuer an ihre Kunden weiter­
geben können, ohne große Umsatzein­
huBen oder gar die Verdrängung vom 
Markt befürchten zu müssen. Die Un­
ternehmen werden als Preissetzer, wie 
das nur bei Monopolen zutrifft, behan­
delt. Für Betriebe, die regionale Märk­
te beliefern und der Konkurrenz nicht 
ausgesetzt sind, mag dies stimmen. 
Für die Branchen, die im Mittelpunkt 
der Diskussion über Wettbewerbs­
fähigkeit und Energiesteuer stehen, 
trifft dies in keinem Fall zu. Die Öster­
reichischen energieintensiven Betriebe 
stehen in einem harten internationalen 
Wettbewerb. Verkauft wird in den Be­
reichen Eisen, Stahl, Chemie und Pa­
pier zu Weltmarktpreisen. Diese bil­
den sich nach Angebot, Nachfrage, 
manchmal auch nach verbotenen Kar­
tellabsprachen. Die Österreichische 
Energiesteuer hat auf Weltmarktprei­
se keinen Einfluß. Nur bei einer mono­
polistischen Beherrschung der Welt­
märkte für Eisen, Stahl, Papier und 
chemische Erzeugnisse durch Öster­
reichische Produzenten wäre die WI­
FO-Annahme gerechtfertigt. Da nicht 
einmal das WIFO eine solche heraus­
ragende Marktposition der heimischen 
Betriebe ausweist, muß im Gegensatz 
zur Studie von deutlichen Marktan­
teilsverlusten der genannten Branchen 
ausgegangen werden. Dadurch sind 
die ausgewiesenen Werte für das BIP 
und die Beschäftigung deutlich nach 
unten zu korrigieren. 

Eine Antwort, welche Auswirkun­
gen ein Alleingang auf die real existie-
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rende Österreichische Wirtschaft hat, 
wurde nicht gegeben. Berechnet wur­
den Energiesteuerauswirkungen für 
eine Österreichische Industrie, die den 
Weltmarkt beherrscht. 

Auch ein anderer langjähriger 
Streitpunkt in der Energiesteuerdis­
kussion, die Verteilungswirkungen, 
wurde nicht zufriedenstellend behan­
delt. Zumindest konnten keine fal­
schen Annahmen getroffen werden, da 
die Verteilungswirkungen einer Ener­
giesteuer gar nicht behandelt wurden. 
In einem Halbsatz überlassen die 
WIFO-Forscher " die Evaluierung von 
Verteilungseffekten zukünftiger For­
schungsarbeit" .  

Abgesehen davon, daß diese Effekte 
schon recht gut und mit übereinstim­
menden Ergebnissen beschrieben sind, 
wurde, nachdem schon die Frage der 
Wettbewerbsverzerrungen beim Al­
leingang falsch beantwortet war, ein 
weiterer wichtiger Punkt in der Ener­
giesteuerdiskussion einfach ignoriert. 
Auch für die Erklärung der Simulati­
onsergebnisse wäre die Klärung der 
Auswirkungen auf die personelle Ein­
kommensverteilung wichtig. Da die 
Konsumquoten mittlerer und höherer 
Einkommensgruppen deutlich kleiner 
sind als die der unteren Einkommens­
gruppen, haben solche regressiven 
Verteilungseffekte auch negative Aus­
wirkungen auf die gesamtwirtschaftli­
che Nachfrage. Das kann auch - ohne, 
daß das WIFO darauf aufmerksam ge­
macht hat - ein wichtiger Grund für 
die in den meisten Szenarien ermittel­
ten negativen Wachstums- und Be­
schäftigungseffekte sein. 

Die wesentlichen Fragen, die mit ei­
ner Energiesteuer zusammenhängen, 
konnten durch die WIFO-Studie nicht 
beantwortet werden. Dafür liefert die 
Studie aber ein weiteres aufsehenerre­
gendes Erkenntnis: Eine richtig ange­
legte Energiesteuer habe einen deut­
lich positiven Beschäftigungseffekt. 
Das WIFO erwartet sich etwa 34.000 
Arbeitsplätze. Diese Effekte sollen 
laut WIFO dadurch zustande kommen, 
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daß die Energiesteuer durch eine Sen­
kung der Lohnnebenkosten kompen­
siert wird und ein Teil der Einnahmen 
"für die verstärkte Diffusion energie­
effizienter Technologien verwendet 
wird" .  

Der positive Beschäftigungseffekt, 
der in der Studie aufgezeigt wird, 
kann aber gerade durch die Technolo­
gieänderung zunichte gemacht wer­
den. Diese Technologieänderungen 
werden immer als ein wichtiges Ziel 
der Energiesteuer genannt. Durch ei­
nen hohen Energiepreis soll der Anreiz 
zum Energiesparen so groß werden, 
daß Produktionsprozesse umgestellt 
oder gar ganz anders angelegt werden. 
Diese erwünschte Änderung wurde in 
den Berechnungen des WIFO aber 
nicht simuliert. Da eine Berechnung 
dieses Effektes umfangreiche Ände­
rungen in der Input-Output-Matrix 
erfordern würde, hat man auf diesen 
wichtigen Wirkungszusammenhang 
einfach verzichtet. Die Annahme war, 
daß trotz einer hohen Energiesteuer 
die Produktionstechnologie gleich 
bleibt. Denn anders als in der Studie 
dargestellt, haben Unternehmer nicht 
nur die Möglichkeit, durch Kraft­
Wärmekopplung bei ihren Anlagen 
Energie zu sparen. Es ist bei einer 
deutlichen Energiepreiserhöhung 
auch mit Änderungen im Produktions­
prozeß und vorgezogenen Anlageinve­
stitionen zu rechnen. Da aber die Ar­
beitskosten meist ein Vielfaches der 
Energiekosten betragen, werden sol­
che Prozeßänderungen und Neuinve­
stitionen auch zum Verlust von Ar­
beitsplätzen führen. Wenn schon eine 
Anlage optimiert oder erneuert wird, 
dann in allen Bereichen. Dem Beschäf­
tigungsgewinn bei den Anlagenbauern 
steht ein Verlust von Arbeitsplätzen in 
allen andern Bereichen gegenüber. 

Weiters muß man von den WIFO­
Werten des Beschäftigungseffektes je­
ne negativen Auswirkungen auf die 
Beschäftigung abziehen, die sich 
durch die von den Autoren nicht 
berücksichtigten Mar ktan teilsverl uste 
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der energieintensiven Branchen im in­
ternationalen Wettbewerb ergeben 
(s. o.) .  Angesichts dieser Tatsachen ist 
es auszuschließen, daß eine Energie­
steuer nach den vom WIFO gerechne­
ten Vorgaben im Alleingang über­
haupt einen positiven Beschäftigungs­
effekt hat. Viel wahrscheinlicher ist 
das Gegenteil. 

Auch die WIFO-Schätzung der En­
ergieeinsparung und damit der C02-
Reduktion steht auf schwachen Bei­
nen. Die Energiepreiselastizitäten, 
welche für so eine Berechnung nötig 
wären, sind nicht annähernd zu ermit­
teln. 

Ein weiteres Problem ist, daß markt­
wirtschaftliche Instrumente wie eine 
Energiesteuer nur dann gut vorherzu­
sagen sind, wenn man den Markt 
kennt. In der Österreichischen Um­
weltpolitik gibt es schon ein Beispiel 
für ein marktwirtschaftliches Instru­
ment: Verpackungsverordnung. Hier 
haben die Anreize im Markt aber an­
ders gewirkt als vermutet. 

Auch bei einer Energiesteuer gibt es 
eine Reihe von Problemen mit dem 
Markt, die eine Vorhersage der Ein­
sparungseffekte sehr schwierig ma­
chen: das Nutzer-Investor-Dilemma 
im Haushalts- und Bürobereich, 
Nichtinvestition aus Kapitalarmut 
bzw. kurzem Lebenshorizont, unsiche­
re Mietverhältnisse, Monopolbereiche 
in einigen Wirtschaftsbereichen. Die 
Liste der Marktversagen welche, die 
Wirkungen einer Energiesteuer unklar 
machen, ließe sich noch fortsetzen. 
Auch eine Abschätzung von Aus­
weichverhalten, wie beim Tanktouris­
mus, das zwar den inländischen Ver­
brauch reduziert, durch vermehrte 
Nachfrage im Ausland den positiven 
C02-Effekt aber geringer ausfallen 
läßt, als es nach den inländischen Ver­
brauchswerten zu vermuten wäre, 
fehlt. 

Ein allgemeines Problem mit Vor­
hersagen ergibt sich aus den mit öko­
nomischen Berechnungen verbunde­
nen Unsicherheiten. Die in den oben 
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zitierten Pressemeldungen angespro­
chenen positiven Effekte einer Ener­
giesteuer beziehen sich auf die vom 
WIFO gerechnete Hauptvariante. Die 
angesprochenen positiven Effekte wie 
Wachstum des BIP (WIFO: +0,4%) An­
stieg der Beschäftigung (WIFO; +0 ,4%) 
Rückgang des Staatsdefizites (WIFO: 
-0,3 % )  sind nicht sehr groß. Wie das 
WIFO aus eigener langjähriger Erfah­
rung - etwa mit Prognosen des Wirt­
schaftswachstums - weiß, sollte man 
bei so niedrigen Werten vorsichtig 
sein, eine Aussage zu treffen, da auch 
nur eine geringfügige Änderung der 
Annahmen ein Ergebnis völlig verkeh­
ren kann. Erst recht, wenn die den Er­
gebnissen zugrunde gelegten Annah­
men mehr als gewagt sind. 

Der Versuch, umweltpolitisch sinn­
volle Maßnahmen auch als Lösungsan­
satz für die Arbeitsmarkt-, Wachs­
tums-, und Budgetpolitik zu verkau­
fen, ist in gewisser Weise verständlich, 
weil damit versucht wird, auch Men­
schen, die der Umweltpolitik skep­
tisch gegenüberstehen, zu überzeugen. 
Dieser Versuch ist aber weder seriös 
noch der Sache zuträglich. Einerseits 
können die positiven Auswirkungen 
nicht wirklich belegt werden, ander­
seits ist, wenn die versprochenen posi­
tiven Effekte nicht eintreten, die Ent­
täuschung nach der Einführung sehr 
groß. Weiters könnte die Erwartungs­
haltung durch eine solche Vorgangs­
weise so gesteigert werden, daß bei 
folgenden Maßnahmen in der Umwelt­
politik dann gefragt wird: "Wieviel 
Arbeitsplätze bringt das jetzt?" oder 
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"Wie wird das Wachstum dadurch ge­
steigert ?" .  

Umweltpolitik soll die Umweltqua­
lität erhöhen, und das kostet Geld. Der 
Ertrag ist eine bessere Umweltsituati­
on, für die alle bezahlen. Die Akzep­
tanz dieser Tatsache ist für die Weiter­
entwicklung der Umweltpolitik von 
entscheidender Bedeutung. Studien, 
die ein umweltpolitisches Perpetuum 
Mobile vorgaukeln sind da wenig hilf­
reich. 

Obwohl sich die Presse mit euphori­
schen Schlagzeilen überschlägt, ist 
weder eine wirtschaftspolitische Wun­
derwaffe noch ein modernes Perpetu­
um Mobile in Sicht. Vielmehr ergibt 
sich der Eindruck, daß versucht wird, 
die Energiesteuer als etwas anderes 
darzustellen, als sie ist: eine vernünfti­
ge Ergänzung der Instrumente in der 
Umweltpolitik, die ökologische positi­
ve Effekte hat und bei entsprechender 
Gestaltung auch die Sozialverträg­
lichkeit gewährleisten kann, aber auch 
Anpassungsprobleme mit sich bringt. 
Nicht mehr, aber auch nicht weniger. 

In einem kleinen Rahmen bleiben 
auch die internationalen Wettbe­
werbsverzerrungen erträglich, für eine 
große Lösung ist aber zumindest eine 
europäische Lösung zu suchen. 

Anmerkung 

(1) Makroökonomische und sektorale Aus­
wirkungen einer umweltorientierten 
Energiebesteuerung (WIFO-Studie, 
Wien 1995). 
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